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Nein zum neuen Kriegsmaterialgesetz,       
Ja zu einer verantwortlichen Exportkontrolle 

Wir Organisationen der Zivilgesellschaft setzen uns ein für Menschenrechte, für Entwicklung, 

Sicherheit und Frieden – für eine Schweiz, die ihre Verantwortung wahrnimmt und das 

Völkerrecht stärkt. 

Deshalb lehnen wir das unverantwortliche Kriegsmaterialgesetz ab und rufen die 

Stimmberechtigten dazu auf, am 29. November Nein zu stimmen. Die unkontrollierte 

Verbreitung von Waffen führt weltweit zu Gewalt, Krieg und unermesslichem Leid. 

RUAG-Granaten im Bürgerkrieg in Syrien, SIG Sauer-Sturmgewehre im Bürgerkrieg im Jemen 

– immer wieder landeten Schweizer Waffen in den falschen Händen. Deshalb hat die 

Schweiz 2022 klare Kriterien für Exportbewilligungen im Gesetz festgelegt.  

Mit dem neuen Kriegsmaterialgesetz würden grundlegende Regeln für den Export von 

Schweizer Waffen abgeschafft und der Menschenrechtsschutz ausgehebelt: 

• Als einziges Land in Europa soll die Schweiz die Nichtwiederausfuhr-Erklärungen 

abschaffen. Schweizer Waffen könnten so von den Empfängerstaaten ohne Auflagen 

weitergeleitet werden – auch an Armeen und Milizen, die damit Kriegsverbrechen 

begehen.  

• Aufhebung des Exportverbots für kriegsführende Länder: Das Verbot von 

Waffenexporten an Länder, die in einen bewaffneten Konflikt verwickelt sind, soll für 

eine Gruppe von aktuell 36 Staaten aufgehoben werden. 

• Mit einer Abweichungskompetenz kann der Bundesrat die Bewilligungskriterien für 

Waffenexporte umgehen, indem er «ausserordentliche Umstände» und 

«sicherheitspolitische Interessen» geltend macht: Schweizer Waffen könnten selbst an 

Länder geliefert werden, die Menschenrechte systematisch und schwerwiegend 

verletzen. 

Den meisten Stimmberechtigten ist noch nicht bewusst, wie extrem das neue 

Kriegsmaterialgesetz ist. Da die Wiederausfuhr nur noch ausnahmsweise die Zustimmung 

der Schweiz erfordern würde, könnten Schweizer Waffen an Israel weitergegeben und gegen 

Palästinenser*innen in Gaza oder im Westjordanland eingesetzt werden. Sie könnten via die 

Vereinigten Arabischen Emirate bei Milizen im Sudan landen, die damit Massaker verüben. 

Praktisch alle Länder könnten neu direkt oder indirekt Schweizer Waffen erhalten. Zynische 

Ausnahme: Ausgerechnet die Ukraine, die sich gegen den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 

Russlands verteidigt, soll aus «neutralitätspolitischen Gründen» weiterhin keine 

Rüstungsgüter erhalten dürfen.  



Die Schweiz trägt Verantwortung für die langfristigen Folgen ihrer Waffenexporte und die 

Stabilität der internationalen Ordnung. Die Schweiz kann nicht international auf das 

Völkerrecht pochen, sich als Vermittlerin in Konflikten anbieten und gleichzeitig bei 

Waffengeschäften den Menschenrechtsschutz aushöhlen.  

Das Kriegsmaterialgesetz steht im Widerspruch zu den Verpflichtungen der Schweiz im 

internationalen Waffenhandelsabkommen, ihre Rüstungsexporte streng zu kontrollieren, 

und der Uno-Agenda «Frauen, Frieden, Sicherheit», Konflikte zu verhindern sowie Frauen 

und Mädchen vor geschlechtsspezifischer Gewalt zu schützen. 

Das neue Kriegsmaterialgesetz abzulehnen, heisst Verantwortung zu übernehmen. Für eine 

Schweiz mit einer verantwortlichen Waffenexportkontrolle, die das Völkerrecht und die 

Menschenrechte schützt. 
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13. humanrights.ch, Marianne Aberhard, Geschäftsleiterin 

14. Kampagne StopArmut, Matthieu Dobler Paganoni, Geschäftsleiter 
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